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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
HINTERGRUNDINFORMATIONEN

Chronologie der Verfahren Altersdiskriminierung
Die Thematik der altersdiskriminie-

renden Besoldung wurde nach der so-
genannten Hennings/Mai-Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) vom 8. September 2011 (C-
297/10 und C-298/10) relevant. Eine 
höhere Besoldung allein wegen eines 
höheren Lebensalters wurde als Al-
tersdiskriminierung eingestuft. Es 
stellte sich die Frage, ob die aus Lu-
xemburg aufgestellten Grundsätze zur 
Besoldung der Angestellten im Öffent-
lichen Dienst auch Geltung im Bereich 
der Beamten erlangen und somit zu 
Ausgleichsansprüchen bei einzelnen 
Beamten führen könnten.

Das Verwaltungsgericht Schleswig 
hatte zuvor mit Urteil vom 13. Januar 
2010 (11 A 216/08) Ansprüche von 
Beamten aus dem Gesichtspunkt der 
Altersdiskriminierung verneint.

Dann – im Jahre 2011 und 2012 – 
gab es bundesweit erste Verwaltungs-
gerichtsentscheidungen (z. B. Verwal-
tungsgericht Halle vom 28. September 
2011 – 5 A 63/10 – und Verwaltungs-
gericht Frankfurt/Main vom 20. Au-
gust 2012 – 9 K 1175/11), die den kla-
genden Beamten Ansprüche in 
unterschiedlicher Höhe zuerkannten.

Aus diesem Grund entschied sich die 
GdP Schleswig-Holstein dazu, ihren 
Mitgliedern zu empfehlen, Anträge auf 
Ausgleichsansprüche gegenüber dem 
Finanzverwaltungsamt (FVA) in Kiel zu 
stellen. Diese Verfahren wurden zu-
nächst ruhend gestellt, da zahlreiche 
vorgreifliche Verfahren von höheren 
Gerichten abgewartet werden sollten. 

Plötzlich – im Frühjahr 2013 – ent-
schied das Finanzverwaltungsamt, 
alle Anträge abschlägig zu beschei-
den und damit die Beamten in die 
Klagen zu drängen.

Das Verwaltungsgericht Berlin (7 K 
343.12) entschied sich, die für die Be-
urteilung relevanten Fragen dem Eu-
ropäischen Gerichtshof in Luxemburg 
zur Entscheidung vorzulegen.

Am 19. September 2013 fand in 
diesem Verfahren eine mündliche 
Verhandlung in Luxemburg statt. Der 
Generalanwalt beim Europäischen 
Gerichtshof stellte am 28. November 
2013 seine Schlussanträge. Der Ge-

neralanwalt fungiert als eine Art Gut-
achter beim Europäischen Gerichts-
hof. Seinen Schlussanträgen wird in 
aller Regel gefolgt.

In diesem Verfahren stellte sich 
dies indes gänzlich anders dar.

Nach den Schlussanträgen des Gene-
ralanwaltes beim Europäischen Ge-
richtshof hätten allen Antragstellern und 
Klägern in unseren Verfahren in Schles-
wig-Holstein hohe Nachzahlungen zu-
gestanden und es hätte selbst nach der 
Besoldungsumstellung Ansprüche auf 
Ausgleichszahlungen gegeben. 

Mit Urteil vom 19. Juni 2014 (Europä-
ischer Gerichtshof, Urteil vom 19. Juni 
2014, Az.: C 501/12 etc.) hat der Europä-
ische Gerichtshof in Luxemburg das 
Vorlageverfahren des Verwaltungsge-
richtes Berlin zur Altersdiskriminierung 
durch das sogenannte Besoldungs-
dienstalter sowie die Frage einer mögli-
cherweise andauernden Altersdiskrimi-
nierung nach den Überleitungsregelun-
gen in das sogenannte Erfahrungsstu-
fenmodell entschieden. Es wurde zwar 
eine Altersdiskriminierung festgestellt, 
die jedoch gerechtfertigt gewesen sei.

Diesem Urteil folgend hat das Bun-
desverwaltungsgericht mit Urteil vom 
30. Oktober 2014 (u. a. 2 C 3.13 und 2 
C 6.13) den Klägern nur geringe Zah-
lungsansprüche zugestanden. Die in 
Leipzig (überwiegend) abschlägig be-
schiedenen Verfahren betrafen Kons-
tellationen, bei denen die Besoldung 
vor der sogenannten Hennings/Mai-
Entscheidung des Europäischen Ge-
richtshofes vom 8. September 2011 
von Dienstaltersstufen auf Erfahrungs-
stufen umgestellt worden waren.

Im Zuge dieser Entscheidungen 
wurde aber deutlich, dass bei einem 
beklagten Land, welches die Besol-
dung erst nach September 2011 (Ent-
scheidung Hennings/Mai) umgestellt 
hat, ein sogenannter qualifizierter 
Verstoß gegen EU-Recht vorliegt und 
somit den Klägern Ansprüche aus ei-
nem unionsrechtlichen Staatshaf-
tungsanspruch entstehen können. 

So liegt der Fall auch bei unseren 
Verfahren in Schleswig. Schleswig-
Holstein hat das Besoldungsrecht 
erst zum 1. März 2012 und somit nach 

der Hennings/Mai-Entscheidung  
(8. September 2011) umgestellt.

Nach Auskunft des Gerichts liegen 
über 850 Verfahren vor. Davon wer-
den mit GdP-Rechtsschutz rund 620 
bestritten. 

Nachdem die Position des Kam-
mervorsitzenden zum 1. April 2016 
wieder besetzt wurde, sollen – nach 
Auskunft des Gerichts – die Verfahren 
zügig aufgenommen werden. Es ist 
beabsichtigt, in diesem Jahr zu den 
unterschiedlichen Konstellationen 
der zahlreichen Klagen einen Erörte-
rungstermin vor Gericht durchführen.

Jan-Ontjes Güldenzoph, Rechtsanwalt/
Karl-Hermann Rehr,  

GdP-Landesgeschäftsführer

Jan-Ontjes Güldenzoph  

Karl-Hermann Rehr � Fotos: T. Gründemann
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Gerichtsentscheidung macht Einstellungen viel komplizierter
Mindestgrößen bei der Einstellung 

KIEL. Sie wollte in den Polizeidienst 
und wurde abgelehnt. Eine heute 
22-jährige junge Frau hatte sich 2014 
zur Einstellung in Eutin beworben und 
wurde aufgrund der geltenden Lauf-
bahnordnung (PolLVO) abgelehnt. 
Grund: Sie war mit 1,582 m zu klein. 
Dagegen klagte die Kielerin mit persi-
schem Hintergrund. Das Verwaltungs-
gericht Schleswig verwarf die Ableh-
nung und verurteilte das Innenminis-
terium zur Einstellung. 

Der Einzelrichter war der Meinung, 
die Bewerbung hätte „eingehend ge-
prüft werden müssen“, ob die Kläge-

rin nicht „ausnahmsweise hätte ein-
gestellt werden können“. Neben 
ihren sprachlichen Kompetenzen (sie 
spricht neben Deutsch Englisch, 
Französisch, Spanisch und Farsi) wa-
ren auch im Eignungstest ihre körper-
lichen Ergebnisse „schlicht und er-
greifend fit“. 

Das Land seinerseits argumentier-
te, dass Ausnahmeregelungen in der 
PolLVO nicht vorgesehen seien, 
schon Menschen mit geringer Kör-
pergröße deshalb Schwierigkeiten 
haben, weil beispielsweise allein die 
Schutzausrüstung 16 Kilo wiege. 

Die GdP kritisierte die Entschei-
dung des Verwaltungsgerichtes: 
„Nun kommt ein kompliziertes Ver-
fahren.“ Einstellungen werden künf-
tig schwieriger und die tatsächlichen 
Probleme kämen nicht vom Tisch. 

Es bleibe dabei, Polizeibeamtinnen 
und -beamte, egal welcher Körper-
größe, müssen Waffen halten, Schlag-

stöcke führen können, Uniformen tra-
gen, Polizeiketten bilden, zum 
eigenen Schutz benötigen sie Helme 
und Schutzausrüstungen und und 
und. Vieles ist dabei an äußere Merk-
male gebunden: Sind die Waffen-
griffstücke auch für Kleine handhab-
bar? Kann die Verwaltung Ausrüstung 
und Uniformen (kostengünstig) be-
schaffen, z. B. auch kleine Schuhgrö-
ßen unter 36? Das Landespolizeiamt 
wies darauf hin, dass die Hersteller 
der Einsatzstiefel (bisher) keine Schu-
he geringerer Größen produzieren 
und liefern können. 

Auch wenn die Mindestgrößen nun 
vom Verwaltungsgericht kassiert 
sind, bleiben dennoch Fragen nach 
Geeignetheit bestehen. Sind es nicht 
die Körpergrößen, müssen andere 
Merkmale gefunden werden. Und ob 
die dann nicht diskriminierend sind, 
bleibt die Frage ...?

K.-H. Rehr

FACEBOOK

GdP-Facebook „gefällt mir“
Kiel – Die Gewerkschaft der Polizei 

Schleswig-Holstein ist seit knapp ei-
nem Jahr bei Facebook aktiv. Dort 
halten wir alle Interessierten über un-
sere tägliche Arbeit auf dem Laufen-
den. Alle Veranstaltungen und Flug-
blätter werden dort veröffentlicht. 
Darüber hinaus versuchen wir, aktuel-
le Artikel aus der Presse, die sich mit 
der Inneren Sicherheit und unserer 
Arbeit befassen, zu veröffentlichen.

Imke Kalus, Thomas Gründemann, 
Jan Schmidt und Sven Neumann be-
treuen den Facebookauftritt und ver-
suchen, alle Anfragen, die damit ver-
bunden sind, zu beantworten. Über 
890 Menschen haben unsere Seite be-
reits mit „gefällt mir“ gekennzeichnet.

Über die Facebook-Seite erhalten 
wir immer wieder auch Anfragen von 
Bürgerinnen und Bürgern. So konnten 
wir im Februar den Dank einer Ob-
dachloseninitiative aus Kiel weiterge-
ben. Die BFE aus Eutin hatte spontan 
in einem Einsatz ihre Verpflegungs-
beutel zur Verfügung gestellt. Ein rie-
siges Dankeschön erreichte uns über 
den Facebook Auftritt der GdP. Den 

dazu verfassten Artikel haben über 
14 000 Menschen bei Facebook gese-
hen. Eine riesige Zahl, die uns auch 
ein Stück weit stolz macht.

Nach einem verhehrenden Feuer 
in Kiel konnten wir über einen Spen-
denaufruf bei Facebook dem betroffe-
nen GdP-Mitglied schnell helfen. 
Nicht nur ein Spendenscheck konn-
ten übergeben werden, auch konnten 
wir dem Kollegen mit vielen Sach-
spenden unter die Arme greifen. 
Auch in Zukunft werden wir bei Face-
book aktiv sein und alle Interessier-
ten auf dem Laufenden halten. Klickt 
„gefällt mir“ und unterstützt uns bei 
Facebook. Im Mai werden wir bei Fa-
cebook ein Gewinnspiel durchführen. 
Wir werden einen entsprechenden 
Artikel bei Facebook veröffentlichen. 
Wer diesen Artikel teilt, hat die Chan-
ce, einen Reisegutschein über 100 € 
zu gewinnen.  Dieser Gutschein wird 
von PSW-Reisen in Kiel gestiftet. 
Guckt am 14. Mai auf die GdP-Seite 
bei Facebook. Dort könnt ihr den Ar-
tikel teilen und nehmt automatisch 
am Gewinnspiel teil.� Sven Neumann
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Marco Hecht-Hinz löst Eggert Werk ab
Sandesneben/tgr – Generations-

wechsel an der Spitze der GdP-Regio-
nalgruppe Lauenburg-Stormarn: Der 
40-jährige Marco Hecht-Hinz löst Eg-
gert Werk (60) als Vorsitzenden ab. 
Werk hatte zwei Jahre als Chef die Ge-
schicke der Regionalgruppe geleitet 
und stand wegen seines bevorstehen-
den Wechsels in den Ruhestand nicht 
für eine Wiederwahl zur Verfügung.

„Wir haben eine lebendige Regio-
nalgruppe, ich habe Lust, als Vorsit-
zender tätig sein zu dürfen“, freute 
sich Marco Hecht-Hinz über seine 
Wahl. Dienstlich ist Hecht-Hinz, des-
sen Vater ebenfalls Polizist war, als 
Dienstgruppenleiter bei der Polizei-
Zentralstation Ahrensburg tätig. 452 
GdP-Mitglieder zählt die Regional-
gruppe. Die Betreuung  der Mitglie-
der nannte der neue Vorsitzende als 
eine seiner Hauptaufgaben. Mit dem 
Vorstand wolle er sich weiterhin der 
Sorgen und Nöte der Kolleginnen 
und Kollegen annehmen, aber auch 
Veranstaltungen für Aktive und Ver-
sorgungsempfänger organisieren und 
das Sprachrohr gegenüber der Politik 
und Behördenleitung sein. „Wir wer-
den also viel zu tun haben“, stellte 
Marco Hecht-Hinz fest. 

Auf besonderes Interesse fielen bei 
der Versammlung die Ausführungen 
von Innenminister Stefan Studt. Neben 
Positionen zu seinem Perspektivpapier 
für die Landespolizei (DP berichtete in 
der letzten Ausgabe) ging der Minister 
auch auf regionale Probleme ein. 

Ihm sei bekannt, dass die Belastun-
gen der Landespolizei hoch seien, 
auch für die Polizeidirektion Ratze-
burg, sagte der Minister. Insbesonde-
re wisse er um die besorgniserregen-
den Zahlen zum Einbruchdiebstahl 
rund um Hamburg, unterstrich Studt 
unter Hinweis auf ein aktuelles Positi-
onspapier der Regionalgruppe. In 
diesem Papier hatte die Regional-
gruppe in Anbetracht eines Anstieges 
von Wohnungseinbruchsdiebstählen 
um mehr als 40 Prozent im vergange-
nen Jahr gefordert, der „Arbeitsgrup-
pe Stellenverteilung Land“ den Auf-
trag zu erteilen, über ein zu entwi-
ckelndes Parameter „TWE“ den be-
sonders von diesem Deliktsbereich 
betroffenen Behörden, zu denen vor 
allem auch die PD Ratzeburg gehört, 
zusätzliches Personal zur Verfügung 
zu stellen. Trotz des Einsatzes von 27 
Beamtinnen und Beamten ausschließ-

lich für Bekämp-
fung der Woh-
nungseinbrüche  
sei es nicht ge-
lungen, erfolg-
reich zu sein. 
G l e i c h z e i t i g 
könnten andere 
Schwerpunkte 
nicht mehr be-
dient werden, 
sagte Eggert 
Werk.  „Der er-
klärte Landes-
s c h w e r p u n k t 
‚TWE‘ muss auch 
Auswirkungen 
auf eine Perso-
nalverteilung in der Landespolizei 
haben“, stellte Eggert Werk für die 
GdP fest und wies auch auf die Stim-
mungslage bei den Kolleginnen und 
Kollegen in der Polizeidirektion hin. 

In ihrem Positionspapier habe 
die Regionalgruppe Lauenburg-
Stormarn die wesentlichen Fakten 
auf den Punkt gebracht, sagte der 
Minister. „Insofern kann ich Ihre 
Forderungen nach personellen 
Ausgleichsmaßnahmen verste-
hen“, räumte der Innenminister ein 
und lobte die dienstlichen Bemü-
hungen der Polizeidirektion Ratze-
burg. Das WED-Konzept der Poli-
zeidirektion Ratzeburg sei ein mus-
tergültiges Beispiel dafür, wie 
Brennpunkte in der Polizei bear-
beitet werden sollten. Und die GdP 
weise zu Recht darauf hin, dass er-
kannte Schwerpunkte nur mit zu-
sätzlichem Personal bearbeitet 
werden könnten. Deshalb sei er 
froh, dass der Stellenabbau für die 
Polizei nun endgültig vom Tisch 
sei. „Wir brauchen in der aktuellen 
gesellschaftlichen Situation nicht 
weniger, sondern mehr Polizei“, so 
Studt. Jedoch konnte der Minister 
der GdP keine Hoffnung machen, 
dass der GdP-Personalforderung 
entsprochen werden könne. Dabei 
verwies er auf die Ergebnisse der 
„Arbeitsgruppe Stellenverteilung“, 
wonach ein einzelnes Kriminali-
tätsphänomen nicht geeignet sei, 
um darauf eine Planstellenvertei-
lung aufzubauen. „Aus guten 
Gründen habe sich die AG ent-
schieden, solchen Ansätzen nicht 
zu folgen. Sie bezieht in die Be-
rechnung nur mittelfristige Ent-

wicklungen mit einer Datenbasis 
von mindestens fünf Jahren ein“, 
begründete der Minister.

Nach seinem Statement stand Ste-
fan Studt auch den Fragen aus dem 
Plenum Rede und Antwort. Das Kri-
minalitätsphänomen der ausufern-
den Wohnungseinbruchskriminalität 
habe zu großer Verunsicherung in 
der Bevölkerung geführt, berichtete 
Ernst Jenner. Deshalb habe er sich 
mehr Unterstützung von der Landes-
polizei, aber vor allem auch von In-
nenminister Stefan Studt  bei der Be-
kämpfung dieses Phänomens erwar-
tet. „Wir nehmen das Thema sehr 
ernst und haben versucht, durch 
schnelle Reaktion der Entwicklung 
zu begegnen“, sagte Studt. Dennoch 
sollten entsprechend der Grundsätze 
der AG Personalverteilung zunächst 
direktionsinterne Bemühungen an-
gestellt werden. 

Die technische Ausstattung der Po-
lizei beklagte Ulrich Hardtke. „Ich 
habe jedes Mal Tränen in den Augen, 
wenn ich vor dem Dienstrechner sitze 
und darauf warte, dass die Internet-
seite sich aufbaut“, so Hardtke. Auch 
solche Dinge belasteten die Arbeits-
zufriedenheit. „Hier sollte das Land 
Geld in die Hand nehmen, um end-
lich zeitgerechte Zustände herzustel-
len“, sagte er. „Mir ist das Problem 
bekannt, aber ich kann es nicht mit 
einem Fingerschnippen ändern. Wir 
haben zurzeit nicht das Geld dafür, 
um Abhilfe zu schaffen“, erklärte der 
Innenminister. 

Auf wenig Verständnis stießen 
die positiven Ausführungen in Sa-

Fortsetzung auf Seite 4

Der neu gewählte Regionalgruppenvorsitzende Marco Hecht-Hinz (l.) mit 
Innenminister Stefan Studt und Eggert werk (r.). Foto: Thomas Gründemann
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chen Polizeibeauftragter, der – so 
Studt – „kein billiges Mittel zur 
Kontrolle der Polizei und kein Aus-
druck zivilgesellschaftlichen Miss-
trauens“ sei.

Wie der GdP-Landesvorsitzende 
Manfred Börner kritisierte auch 
Marco Hecht-Hinz die Entscheidung. 
Der Polizeibeauftragte sei hoch be-
zahlt und gänzlich unnötig. „Das ist 
Geldverschwendung und zugleich 
ein Zeichen des Misstrauens gegen-
über der Polizei, zumal es bislang kei-
nen Grund für die Einrichtung gibt“, 
wiederholte der neu gewählte Regio-

nalgruppenvorsitzende die Kritik und 
erhielt mit seinen Äußerungen den 
hörbaren  Zuspruch der mehr als 100 
anwesenden GdP-Mitglieder. Innen-
minister Studt bemühte sich, in Sa-
chen Polizeibeauftragter die Beden-
ken der GdP zu entkräften, verwies 
zudem auch auf die Vereinbarung im 
Koalitionsvertrag. 

Und auch auf die Beförderungs-
perspektiven im mittleren Dienst 
ging der Minister auf Nachfrage von 
Eggert Werk ein. Mit der Anhebung 
des Eingangsamtes als ersten Schritt 
habe man auch die Wirkungen für 
das „Bestandspersonal“ im Auge ge-
habt und deshalb auch entschieden, 

die Stehzeiten sofort zu verkürzen. 
Dies auch, weil die GdP frühzeitig 
und wiederholt öffentlich entspre-
chende Verbesserungen der Beför-
derungssituation eingefordert habe. 
Folglich sei der 1. Juli als erster Ter-
min für entsprechende Anhebungen 
zu Polizeihauptmeistern und Polizei-
hauptmeistern mit Amtszulage fest-
gelegt worden. 

Eggert Werk war es aber bei seiner 
letzten Versammlung als Vorsitzender 
vorbehalten, gemeinsam mit dem Lan-
desvorsitzenden Manfred Börner lang-
jährige Mitglieder für ihre Treue zur 
GdP zu ehren.

Thomas Gründemann

Fortsetzung von Seite 3

KAMPFMITTELRÄUMDIENST

GdP beim Munitionsräumkommando
Groß-Nordsee/tgr - Einen Informati-

onsbesuch stattete der Stellvertretende 
GdP-Landesvorsitzende Andreas Kro-
pius Mitte März dem Kampfmittelräum-
dienst (KMRD) in der Liegenschaft in 
Groß-Nordsee ab. Gemeinsam wurden 
mit Rainer Klaaßen, dem örtlichen An-
sprechpartner, verschiedene Themen 
erörtert. Dazu gehörten unter anderem 
die Probleme bei  der Nachwuchsge-
winnung, die Aktualität des TV-Mun-
SH, aber auch das Zulagenwesen ver-
sus Eingruppierung. Bei der Gelegen-
heit beglückwünschte Kropius die 
Bombenentschärfer zu einer Auszeich-
nung durch die Industrie- und Han-
delskammer (IHK) Schleswig-Holstein. 
Im Rahmen des IHK-Jahresempfanges 
waren Oliver Kinast, Georg Ocklen-
burg und Hans-Jörg Kinsk für ihre Tä-
tigkeit vom Präsidenten Klaus-Hinrich 
Vater geehrt worden. „Sie machen ei-
nen Job, vor dem ich allergrößten Res-
pekt habe“, hatte Vater die „Männer 
mit den magischen Händen“ gewür-
digt. Dieser Dienst an der Gesellschaft 
könne gar nicht hoch genug bewertet 
werden. Allein im vergangenen Jahr 
waren über 200 000 Stück Munition ge-
borgen und beseitigt worden, so der 
IHK-Chef. So war auch Andreas Kropi-
us bei seinem Besuch von der Arbeit 
des Kampfmittelräumdienstes mit sei-
nen 36 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern beeindruckt. Dessen Aufgaben 
reichen von der Luftbildauswertung, 
der Archivrecherche, Sondiermaßnah-
men vor Ort bis hin zum Abtransport 
von Munition und deren Entsorgung. 
Auch bei Staatsbesuchen ist der 

Kampfmittelräumdienst gefordert. Ein 
weiterer Austausch mit Vertretern des 
KMRD wurde für Mitte April in der 
GdP-Geschäftsstelle vereinbart.

�   Thomas Gründemann

REGIONAL- 
GRUPPENTERMINE

Einladung!
Schleswig-Flensburg
„Schießen in Fahrdorf“ am Frei-

tag, 20. Mai 2016, 14.30 Uhr. Hierzu 
sind alle herzlich eingeladen. An-
meldungen bis zum 17. Mai 2016 bitte 
an Michael Carstensen, Tel.: 04 61/ 
4 84 25 01. 

Auch  Ministerpräsident Torsten Albig war bei der Auszeichnung des Kampfmittelräumdienstes dabei.

Innenminister Stefan Studt informierte sich 
über die Arbeit des Kampfmittelräumdienstes.
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PD AFB

Ein gefragter Landespolizeidirektor 
GdP befragte Ralf Höhs zur Zukunft der PD AFB und zu anderen Polizeithemen 

Eutin – Ein buchstäblich gefragter 
Mann war Landespolizeidirektor Ralf 
Höhs bei der Jahreshauptversamm-
lung der GdP-Regionalgruppe AFB. 
Der Vorstand um den Vorsitzenden 
Axel Dunst hatte den ranghöchsten  
Polizisten nach Eutin eingeladen, um 
ihn in einem Interview im großen Rah-
men zur Zukunft der Polizeidirektion 
für Aus- und Fortbildung auf der Hu-
bertushöhe  zu befragen. Dunst war es 
dann auch zunächst, der gemeinsam 
mit seinem Stellvertreter Jens Pusch-
mann Höhs auf den Zahn fühlte. Aber 
auch Katharina Masannek von der 
JUNGEN GRUPPE sowie einige der 
rund 250 Versammlungsteilnehmer, 
darunter unzählige Auszubildende, er-
hielten die Gelegenheit, ihre Fragen an 
den Landespolizeidirektor zu richten.

Gegenstand der Auftaktfrage von 
Axel Dunst waren die Folgen im Zu-
sammenhang mit den von der Landes-
regierung beabsichtigten Mehreinstel-
lungen bei der Landespolizei. Demnach 
sollen bis 2023 500 neue Planstellen 
und die Ausbildungszahlen bis 2020 
auf jährlich 400 erhöht werden. Dafür 
würden in der PD AFB aber dringend 
Lehrer und Räumlichkeiten benötigt. 
„Welche Hilfe dürfen wir erwarten?“, 
fragte Dunst. „Es wird Zwischenlösun-
gen geben müssen“, stellte Ralf Höhs 
klar. Mit dem Ministerpräsidenten, 
dem Innenminister und der Finanzmi-
nisterin sei aber besprochen, dass mehr 
Mittel bereitgestellt würden. Der Bau 
des Einsatz- und Trainingszentrums sei 
ja bereits auf dem Weg. „Ich werde 
aber keine Abstriche in der Qualität 
der Ausbildung zulassen“, versprach 
der Landespolizeidirektor, ließ aber of-
fen, wie dies bewerkstelligt werden 
solle. Außerdem müsse geprüft wer-
den, an welcher Stelle der PD AFB Po-
lizeivollzugsbeamte durch Tarifperso-
nal ersetzt werden könnten. 

„Mit Minerva hatten wir jetzt die 
vierte (!) Organisationsüberprüfung 
in kurzer Zeit. Es reicht! Mitarbeiter 
sind gefrustet, und Ergebnisse müs-
sen dann auch mal anerkannt werden 
und Bestand haben,“ appellierte Axel 
Dunst an den Landespolizeidirektor.

Zugeknöpft zeigte sich Höhs in der 
Frage, eine zweite Einsatzhundertschaft 
aufzubauen. Der GdP-Landesvorsitzen-
de Manfred Börner hatte diese Frage 
mit Blick auf die geplanten Mehreinstel-

lungen platziert. Eine zweite Einsatz-
hundertschaft sei zur Entlastung der 
Kolleginnen und Kollegen denkbar, die 
neben ihrem regulären Dienst zuneh-
mend zu Hundertschaftseinsätzen her-
angezogen werden müssten. Höhs zeig-
te sich skeptisch. „Ich bin nicht über-
zeugt, dass es eine Notwendigkeit dafür 

gibt. Auch bei Einrichtung einer zwei-
ten Einsatzhundertschaft wird weiter 
die Unterstützung durch den Einzel-
dienst erforderlich sein. Wir planen viel-
mehr Entlastungen durch eine reduzier-
te Wochen- und Lebensarbeitszeit so-
wie ein garantiertes dienstfreies Wo-
chenende. Und das müssen wir mit 
Stellen unterfüttern“, so Höhs. Die Stär-
kung von Einsatz (Präsenz) und Ermitt-
lungen habe für ihn in der Landespoli-
zei weiter Priorität. Jede Nacht seien im 
Lande 125 Funkstreifenwagen im Ein-
satz, sogar 145 in Schwerpunktnächten. 
Alleine 18 Funkstreifenbesatzungen 
würden jede Nacht im Zusammenhang 
mit der Begleitung von Schwertranspor-
ten benötigt. Die Bekämpfung der Woh-
nungseinbruchdiebstähle bilde derzeit 
den Ermittlungsschwerpunkt. Aber 
auch im virtuellen Raum müsse es ho-
heitliche Sicherheit geben. Deshalb 
müsse eine schnellst- und bestmögliche 
Ausbildung sichergestellt bleiben. Und 
ob die Landespolizei auf Terrorszenari-
en mit multiplen Anschlagsorten wie in 
Paris vorbereitet sei, wollten die Inter-
viewer wissen. Die schleswig-holsteini-
sche Landespolizei sei im Bundesver-
gleich deutlich besser aufgestellt als 

andere. Hier gelte seine Aufmerksam-
keit vor allem den Beamten im Einzel-
dienst, sagte der Landespolizeidirektor. 
„Die Kolleginnen und Kollegen auf dem 
Funkstreifenwagen sind bei einem An-
schlagsfall die ersten am Einsatzort. Sie 
müssen gut ausgebildet und ausgerüs-
tet sein.“ Eine Absage dagegen erteilte 

er dem Aufbau einer BFE plus. Vor dem 
Hintergrund ausreichend zur Verfü-
gung stehender Spezialeinheiten, auch 
aus anderen Bundesländern, sehe er 
hier keinen Bedarf.

„Wenn Sie die Landespolizei strate-
gisch ohne eine BFE plus aufstellen, 
dann müssen Sie das in der konkreten 
Einsatzsituation, aber auch taktisch 
durchhalten“, entgegnete Dunst. Höhs 
appellierte jedoch, nicht zu verkramp-
fen und sich selbst auch nicht zu über-
belasten.

Und auch zum Umgang der Polizei 
mit sexualisierten Übergriffen durch 
Flüchtlinge, die auch in unserer Kultur 
nicht fremd seien, verwies Höhs auf die 
gelernten und erfolgreich praktizierten 
Verhaltensweisen in der Landespolizei: 
„Solide, gründlich und maßvoll“, 
mahnte Höhs zur Besonnenheit. 

Mit den Forderungen des Positions-
papiers der JUNGEN GRUPPE in 
Schleswig-Holstein wandte sich Katha-
rina Masannek an ihren ranghöchsten 
Chef. Viele Forderungen des Papiers 
seien schon „in Bearbeitung“, sagte Ralf 
Höhs. Dies gelte auch für die von der 

Fortsetzung auf Seite 6

Landespolizeidirektor Ralf Höhs stellte sich den Fragen von Axel Dunst (l.) und Jens Puschmann (r.). 
� Foto: Gründemann



LANDESJOURNAL Schleswig-Holstein

6  5 – 2016 Deutsche Polizei

PD AFB

Fortsetzung von Seite 5

JUNGEN GRUPPE geforderten Pers-
pektivverbesserungen. So seien fürs 
laufende Jahr  900 Beförderungen in der 
Landespolizei geplant – damit rund 300 
mehr als im vergangenen Jahr. Die 
Durchlässigkeit für bessere Aufstiegs-
möglichkeiten würde derzeit geprüft. 
Genauso zeichneten sich die Reduzie-
rung der wöchentlichen Arbeitszeit so-
wie der Lebensarbeitszeit für besonders 
belastende Dienstformen ab. 

Und bei der Frage Jens Pusch-
manns, ob beziehungsweise wann bei 
der PD AFB endlich mit WLAN zu 

rechnen sei, horchten vor allem die 
jüngeren Versammlungsteilnehmer 
auf. Und auch die Antwort des Lan-
despolizeidirektors machte Hoffnung. 
Es gebe eine Perspektive, dass dies 
bis zum Sommer realisiert werden 
könne, so Höhs. Im internen Teil der 
Versammlung freute sich Axel Dunst, 
auch im vergangenen Jahr für die Re-
gionalgruppe AFB bei den Mitglie-
dern einen weiteren Höhenflug ver-
zeichnen zu können. Nachdem 2015 
die 1000er-Marke erreicht werden 
konnte, sind es derzeit 1123 GdP-Mit-
glieder in der Regionalgruppe.

�  Thomas Gründemann

Wir gratulieren 
zur Beförderung
zum Justizhauptsekretär
Timo Davidsen, Torsten Gürr, Hen-

ning Klopsch, Michael Sjut, RG Jus-
tizvollzug

zur Lebenszeitanstellung
Ann-Kathrin Arndt, Sönke Mohr, 

Torsten Sievers, RG Justizvollzug

zur bestandenen Laufbahnprüfung
Sebastian Dettweiler, Ilona Matejka, 

Saskia Reinke, Florian Spiegel, Dirk 
Tiedemann, RG Justizvollzug

zur Goldenen Hochzeit
Waltraud Großmann und Ehemann, 

RG Kiel-Plön

zur Vermählung
Melanie Eißner und Ehemann, RG 

AFB

Wir bitten alle Kolleginnen und 
Kollegen um Verständnis, dass wir 
nur diejenigen namentlich erwähnen 
konnten, die uns vor Redaktions-
schluss von ihrer Regionalgruppe 
genannt wurden.

REGIONAL- 
GRUPPENTERMINE

Einladung!
Schleswig-Holstein Mitte
Jungsenioren-Stammtisch am Don-

nerstag, 12. Mai 2016, 17 Uhr, Sport-
heim des SV Bönebüttel-Husberg, 
Sickkamp 16, 24620 Husberg. 

Neumünster Seniorengruppe
Einladung zum Kaffeetrinken und 

Besprechung der auf den 6. Juni 2016 
verschobenen Tagesfahrt nach Rerik 
am Mittwoch, 18. Mai 2016, 14.30 
Uhr, Restaurant Friesenstube (im 
Haus Hog’n Dor), Neumünster, Klaus-
Groth-Straße 37. Anmeldungen un-
bedingt bis zum 16. Mai 2016 bei Lisa 
Grützmann, Tel.: 0 43 21/2 25 16.

Bei der Jahreshauptversammlung der Regionalgruppe Lauenburg-Stormarn wurden langjährige 
GdP-Mitglieder geehrt. Der Regionalgruppenvorsitzende Marco Hecht-Hinz (l.) und der 
Landesvorsitzende Manfred Börner (r.) nahmen die ausgezeichneten Kollegen (v. l.) Rüdiger 
Damerow (40 Jahre), Ernst Bengtsson (60 Jahre), Andre Lutz (40 Jahre), Ferdinand Diekmann 
(60 Jahre), Uwe Jacobsen (25 Jahre), Günter Deutschmann (50 Jahre) und Guido Boenert  
(50 Jahre, kl. Foto r.) in die Mitte. � Foto: Gründemann

Auch bei der Regionalgruppe AFB wurden treue Mitglieder von Manfred Börner (l.) und  dem 
Regionalgruppenvorsitzenden Axel Dunst (r.) geehrt. Dazu gehörten Bernd Penter und Iris 
Knoop (beide 25 Jahre), Jürgen Fiolka (40 J.), Rainer Zimny (50 J.), Karl-Heinz May (55 J.), 
Gerd Schwiemann (40 J.), Dieter Drunk und Heinz Seidensticker (beide 60 J.). 
� Foto: Gründemann

Auszeichnung für Treue zur GdP
EHRUNGEN

GLÜCKWÜNSCHE
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ANMERKUNGEN VON GdP-GESCHÄFTSFÜHRER KARL-HERMANN REHR

Und was sonst noch so war ...
14. März 
Drei Wochen ist er nun in Betrieb: 

der neue Südflügel der JVA Neu-
münster. Umfangreiche Modernisie-
rungsmaßnahmen in Haus C sind 
vorausgegangen. Das unter Denk-
malschutz stehende Haus ist ein 
Backstein-Kreuzbau aus dem Jahre 
1905. Insgesamt stehen acht Voll-
zugsabteilungen mit insgesamt 237 
Haftplätzen zur Verfügung. Die Sa-
nierung zieht optimierte Funktions-
abläufe nach sich, was die Versor-
gung der Gefangenen mit Essen 
und Wäsche, aber auch Müllentsor-
gung vereinfacht. 

18. März
Wir beschäftigen uns heute mit 

dem Thema „Arbeitszeugnis“. Ar-
beitnehmer haben das Recht, nach 
Beendigung ihrer Anstellung ein Ar-
beitszeugnis zu verlangen. Zeugnisse 
müssen schriftlich erstellt werden 
und nach der äußeren Form den An-
forderungen des Geschäftslebens 
entsprechen. Der Arbeitnehmer kann 
wählen, ob er ein einfaches oder ein 
qualifiziertes Zeugnis wünscht. In ei-
nem einfachen Zeugnis wird lediglich 
die Art des Dienstverhältnisses und 
dessen Dauer bestätigt. Demgegen-
über enthält das qualifizierte Zeugnis 
neben diesen Angaben auch Ausfüh-
rungen über die Leistungen und die 
Führung des Arbeitnehmers. Hat der 
Arbeitnehmer sein Wahlrecht ausge-
übt, ist er hieran gebunden. Wurde 
auf dessen Wunsch hin ein qualifi-
ziertes Zeugnis erteilt, kann er nicht 
nachträglich ein einfaches Zeugnis 
verlangen. 

21. März
Landesvorstandssitzung in Wes-

terrönfeld. Die Quartalssitzung hat 
heute einige Sachverhalte zu re-
geln. Dazu gehört die Festlegung 
des 31. Delegiertentages. Er findet 
vom 15. bis 16. November 2017 
statt. Nun können die organisatori-
schen Vorbereitungen beginnen. 
Auch das beschließt der Landesvor-
stand: Die Satzung sieht eine eige-
ne Regionalgruppe GMSH vor. 
Eine Mitgliederbefragung hat je-
doch nicht die erforderlichen Mehr-
heiten nach sich gezogen. Der Lan-
desvorstand beschließt heute die 
Einrichtung eines Landfachaus-
schusses GMSH. In einer Urver-
sammlung im Mai soll die Konstitu-
ierung stattfinden. 

23. März
Sitzung der Frauengruppe in unse-

rer Geschäftsstelle. Die Zusammen-
kunft beginnt mit einem Knall: Die 
langjährige Vorsitzende Imke Kalus 
stellt ihr Amt zur Verfügung. Hinter-
grund ihrer Demission ist ihre berufli-
che Belastung. Nun soll die Frauen-
gruppe die Nachfolge in einer Sitzung 
am 27. Mai 2016 regeln. 

30. März
Die Kieler Nachrichten beschäftig-

ten sich in ihrer heutigen Ausgabe 
mit City-Streifen in Glückstadt. Der 
dortige Bürgermeister hatte in 500 
Briefen ortsansässige Firmen und 
Bürger angeschrieben und um eine 
finanzielle Spende für sogenannte 
City-Streifen gebeten. Daraus entwi-
ckelte sich eine Diskussion. Der CDU-
Landtagsabgeordnete Hans-Jörg 
Arp: „Die City-Streife ist dort präsent, 
wo der Staat seine Bürger nicht mehr 
ausreichend schützt.“

Auch wir sind um Stellungnahme 
gebeten worden. „Polizeiaufgaben 
müssen durch die Polizei erledigt 
werden“, so reagierte die Gewerk-
schaf der Polizei auf die Initiative des 
Glückstädter Bürgermeisters, wieder 
City-Streifen ins Leben zu rufen. 
Wenn der Bürgermeister meint, dass 
es hinsichtlich der Sicherheit – abseits 
der Aufgaben der Ordnungsbehörde 
– für die Glückstädter ein Defizit ist, 
so wäre es die erste Aufgabe, sich an 
die zuständige Polizeidirektion zu 
wenden, um Abhilfe zu schaffen. Die 
geplanten City-Streifen im öffentli-
chen Bereich sind jedoch nur ein Pla-
cebo, denn diese Streifen dürfen nicht 
einschreiten, warnen oder in den Ver-
kehr eingreifen oder oder … City-
Streifen im öffentlichen Bereich dür-
fen lediglich beobachten und melden. 
Doch Vorsicht den City-Streifen! Sie 
sind nicht besonders geschützt und 
stehen unter keiner besonderen ge-
setzlichen Regelung. Und: Die Polizei 
ist Garant dafür, dass ihre Streifentä-
tigkeit unabhängig von der finanziel-
len Situation einer Stadt oder eines 
Wohnquartiers durchgeführt wird. 

4. April 
Ulrich Kahlke, Pensionär aus 

Steinburg-Dithmarschen, schickt uns 
heute eine Antwort des Petitionsaus-
schusses beim Schleswig-Holsteini-
schen Landtag. Kahlke hatte sich an 
den Ausschuss wegen der überlan-
gen Bearbeitungszeiten in der Bei-

hilfe gewandt. Er war allerdings nicht 
allein. Seit Wochen laufen beim 
Landtag Eingaben auf. Der Aus-
schuss: „Der Unmut der Petentinnen 
und Petenten ist für den Petitionsaus-
schuss nachvollziehbar. Er schließt 
sich ihrer Auffassung an, dass es ins-
besondere bei Behandlungen mit ho-
hen Kosten nicht hinnehmbar ist, 
lange auf die Erstattung der Kosten 
warten und gegebenenfalls Kredite 
aufnehmen oder wiederholt Zah-
lungsfristen mit behandelnden Ärz-
ten und Apotheken aushandeln zu 
müssen. Der Ausschuss hat sich da-
von überzeugt, dass das Finanzmi-
nisterium und das Finanzverwal-
tungsamt beziehungsweise das 
Dienstleistungszentrum Personal auf 
die Problemlage durch geeignete 
Maßnehmen im personellen, organi-
satorischen und technischen Bereich 
angemessen reagiert haben. Der Pe-
titionsausschuss bedauert, dass es in 
der Vergangenheit zu Verzögerun-
gen in der Bearbeitung gekommen 
ist. Er begrüßt, dass die Bearbei-
tungsdauer aufgrund der ergriffenen 
Maßnahmen bereits deutlich redu-
ziert wurde. Der Petitionsausschuss 
erwartet, dass durch die Maßnahmen 
auch das Ziel verfolgt wird, die Bear-
beitungszeit unter den angestrebten 
Richtwert von 14 Tagen zu senken.“

 7. April 
Im Januar hatte der Landesbezirk 

seine Mitglieder nach Interesse an ei-
ner Vorbereitung an Sprach- und Bil-
dungstests für das verkürzte Aufstiegs-
verfahren abgefragt. Die Resonanz 
war erfreulich, sodass der Vorstand 
die Durchführung einer Vorberei-
tungsstaffel für GdP-Mitglieder be-
schloss. Die gemeldeten Interessen-
ten werden direkt angeschrieben und 
eingeladen. Wer kurzfristig noch In-
teresse hat, melde sich unter E-Mail: 
gdP-schleswig-holstein@gdp.de.

Die Unterrechtsstaffel findet in Zu-
sammenarbeit mit der Volkshoch-
schule Rendsburg in Rendsburg vom 
5. September bis 27. Oktober 2016 
statt. Sie beginnt mit den Fächern 
Mathematik, Deutsch und Englisch. 
Unterrichtstage sind jeweils Diens-
tag und Donnerstag von 13.15 Uhr 
bis 17.45 Uhr. Die Kosten werden 
von der GdP übernommen. Es wird 
ein Eigenanteil von 15 € erhoben. 
Eventuell kommen noch Kosten für 
ein Skript hinzu.


